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Gesetz zur Regelung 

der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für die im Ausland lebenden Angehörigen des öffentlichen Dienstes. 

Vom 18. März 1952. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

§ 1 

Die §§1,2 und 5 bis 34 des Gesetzes zur Regelung 
der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un¬ 
rechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes vom 
11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 291) finden auf 
Geschädigte, die ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Ausland haben, Anwendung, soweit 
nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 

§ 2 

Die Vorschriften über das Ruhen von Versor¬ 
gungsbezügen bei Verlust der deutschen Staats¬ 
angehörigkeit und bei Wohnsitz im Ausland finden 
keine Anwendung. 

§ 3 

Wiedergutmachung wird nur gewährt, wenn 

1. der Geschädigte seinen Wohnsitz oder dauern¬ 
den Aufenthalt bis zum 23. Mai 1949 im Aus¬ 
land genommen und 

2. die Regierung des Staates, in dem sich der 
Geschädigte aufhält, mit der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland diplomatische Be- 
ziehunaen unterhält. 

Von der Voraussetzung in Nummer 2 kann die 
Bundesregierung Ausnahmen zulassen. 


§ 4 

(1) Ein Geschädigter, der bis zur Wiederanstellung 
Anspruch auf Ruhegehalt nach § 10 Abs. 1 Satz 1 
des Gesetzes vom 11. Mai 1951 hat, kann statt der 
Wiederanstellung binnen drei Monaten nach Zu¬ 
stellung der Entscheidung über die Wiedergut¬ 
machung die Belassung im Ruhestande beantragen; 
die Wahl ist endgültig. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für den Personen¬ 
kreis der §§ 20 und 21 Abs. 1 des Gesetzes vom 
11. Mai 1951. 

§ 5 

Die Versorgungsbezüge sind im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes (einschließlich Berlin) zahlbar. 
Für die Zahlung auf Sperrkonto und die Überwei¬ 
sung in das Ausland gelten die devisenrechtlichen 
Bestimmungen. 

§ 6 

(1) Der Antrag auf Wiedergutmachung ist bis zum 
31. März 1953 bei der für den Wohnort zuständigen 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland oder 
mangels einer solchen bei dem Auswärtigen Amt zu 
stellen. 

(2) Ist die in Absatz 1 bezeichnete Ausschlußfrist 
versäumt, so kann der Geschädigte, wenn er glaub¬ 
haft macht, daß er ohne sein Verschulden an der 
fristgerechten Antragstellung verhindert war, den 
Antrag innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs 
Monaten nach Wegfall des Hindernisses nachholen. 
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§ 7 

Anträge, die bis zum 31. März 1953 gestellt 
werden, gelten für den Beginn der Versorgungs- 
Zahlung als am 1. April 1951 gestellt. 

§ 8 

Für die Festsetzung, Regelung und Auszahlung 
der Vorsorgengsbezüge ist im Falle der Wiedergut- 
machungspflicM. des Bundes für die ehemaligen 
Angehörigen, des auswärtigen Dienstes das Aus¬ 
wärtige Amt, im. übrigen die Oberfinanzdirektion 
Düsseldorf, Abteilung für Zölle und Verbrauch¬ 
steuern, zuständig. 

§ 9 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für die in 
§ 1 bezeichnetrn Personen nur für die Zeit, während 
de r sie keinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt j 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes (einschließ¬ 
lich Berlin) haben; andernfalls finden auf sie aus¬ 
schließlich dm Vorschriften des Gesetzes vom 
11. Mai 1951 Anwendung. 


§ 10 

, Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, sobald 
Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner Verfassung 
die Anwendung des Gesetzes beschlossen hat. 

§ U 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1951 in Kraft Im gleichen Zeitpunkt treten § 4 und 
die Vorschrift des § 32 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 des 
Gesetzes vom 11. Mai 1951, soweit sie sich nicht auf 
die Vorschriften des § 19 Abs. 2 und des § 26 Abs. 1 

| und 4 des vorbezeichneten Gesetzes bezieht, außer 
Kraft. 

(2) In § 22 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes vom 
11. Mai 1951 werden die Worte „Ist die Schädigung 
durch eine Dienststelle des Reichs oder einer son¬ 
stigen Gebietskörperschaft oder Nichtgebietskörper- 
schaft bewirkt worden 4 ' ersetzt durch die Worte 
„Hat die Schädigung im Bereich einer Dienststelle 
des Reichs oder einer sonstigen Gebietskörperschaft 
oder Nichtgebietskörperschaft stattgefunden". 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 18. März 1952. 

Der Bundespräsident 
Theodor Heuss 

Der Bundeskanzler 
Adenauer 

Der Bundesminister des Innern 

Dr. Lehr 


Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung der Wirtschaft von Berlin (West). 

Vom 20. März 1952. 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel I 

Das Gesetz zur Förderung der Wirtschaft von 
Groß-Berlin (West) vom 7. März 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 4L) in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Förderung der Wirt¬ 
schaft von Groß-Berlin (West) vom 21. Juli 1951 
(Bundesgeselzbl. I S. 462) wird wie folgt geändert: 

In § 6 wird hinter den Worten „in § 7 Abs. 2" 
eingefügt „Ziff. 2". 

Artikel II 

Die Vorschrift des Artikels I ist anzuwenden, 
wenn das Entgelt nach dem 30. Juni 1951 gezahlt ist. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 20. März 1952. 

Der Bundespräsident 
Theodor Heuss 

Der Bundeskanzler 
Adenauer 

Der Bundes minister der Finanzen 

Schäffer 
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Gesetz 

über die Gewährung von Prämien für Wohnbausparer 

(W ohnungsbau-Prämiengesetz). 

Vom 17. März 1952. 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rales das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Prämienberecliligte 

Zur Förderung des Wohnungsbaus können natür¬ 
liche Personen eine Prämie erhallen, wenn sie- 

1. unbeschränkt einkominensleuerpflichtig im 
Sinn des Einkommensteuergesetzes sind und 

2. Aufwendungen zur Förderung des Wohnungs¬ 
baus (§ 2) gemacht haben. 

§ 2 

Prämienbegünstigte Aufwendungen 

(1) Als Aufwendungen zur Förderung des Woh¬ 
nungsbaus im Sinn des § 1 Ziff. 2 gelten: 

1. Beiträge an Bausparkassen zur Erlangung 
von Baudarlehen; 

2. Aufwendungen für den ersten Erwerb von 
Anteilen an Bau- und Wohnungsgenossen¬ 
schaften; 

3. Beiträge auf Grund von Sparverträgen, 
wenn der Sparer die eingezahJten Spar¬ 
beträge und Prämien verwendet 

a) zur Finanzierung der Erstellung von 
Wohngebäuden oder 

b) zum Erwerb von Rechten nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz vom 15. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 175J; 

4. Beiträge auf Grund von Kapitalansamm- 
lungsvertragen mit Wohnungs- und Sied¬ 
lungsunternehmen oder Organen der 
staatlichen Wohnungspolitik. 

(2) Für die prämienbegünstigten Aufwendungen 
des Absatzes 1 Ziffern 2 bis 4 dürfen keine fremden 
Mittel verwendet werden. 

(3) Auf Beiträge an Bausparkassen (Absatz 1 
Ziffer 1), auf den Erwerb von Anteilen an Bau- und 
Wohnungsgenossenschaften (Absatz 1 Ziffer 2), auf 
Sparverträge (Absatz 1 Ziffer 3) und auf die in Ab¬ 
satz 1 Zitier 4 bczeichneten Kapitalansammlungs¬ 
verträge finden die Vorschriften des Einkommen¬ 
steuergesetzes und die dazu ergangenen Vor¬ 
schriften entsprechende Anwendung. 

§ 3 

Höhe der Prämie 

(1) Die Prämie beträgt 25 vom Hundert der 
prämienbegünstigten Aufwendungen. Für Kinder 
(§ 32 Abs. 4 Buchstaben a bis f des Einkommen¬ 
steuergesetzes) des Prämienberechtigten, die in 
dem Kalenderjahr, in dem die prämienbegünstigten 
Aufwendungen gemacht worden sind, das 18. Le¬ 
bensjahr noch nicht vollendet hatten, erhöht sich 
die Prämie 


bei ein oder zwei Kindern auf 27 vom Hundert, 

bei drei bis fünf Kindern auf 30 vom Hundert, 

bei mehr als fünf Kindern auf 35 vom Hundert. 

(2) Die Prämie beträgt höchstens insgesamt 

400 Deutsche Mark für die prämienbegünstigten 
Aufwendungen eines Kalenderjahres. Für die Fest¬ 
stellung dieses Höchstbetrags werden die prämien¬ 
begünstigten Aufwendungen des Prämienberech¬ 
tigten, seines nicht dauernd getrennt lebenden 
Ehegatten und der in Absatz i genannten Kinder 
des Prämienbrechtigten zusammengerechnet. 

§ 4 

Gewährung der Prämie 

(1) Die Prämie wird auf Antrag nach Ablauf eines 
Kalenderjahres für die prämienbegünstigten Auf¬ 
wendungen gewährt, die im abgelaufenen Kalender¬ 
jahr gemacht worden sind. 

(2) Der Antrag ist spätestens zu dem Zeitpunkt 
zu stellen, an dem die allgemeine Frist für die Ab¬ 
gabe der Einkommensteuererklärung für das Ka¬ 
lenderjahr endet, in dem die prämienbegünstigten 
Aufwendungen gemacht worden sind. Der Antrag 
ist an das Unternehmen oder Institut zu richten, 
an das prämienbegünstigte Aufwendungen geleistet 
worden sind. 

(3) Das Unternehmen oder Institut (Absatz 2) 
fordert die Prämien von dem nach Absatz 5 zu¬ 
ständigen Finanzamt an. Das Finanzamt prüft die 
Voraussetzungen für die Gewährung der Prämie; 
dabei finden die Vorschriften der Reichsabgaben¬ 
ordnung entsprechende Anwendung. 

(4) Der Prämienberechtigte kann beantragen, daß 
das nach Absatz 5 zuständige Finanzamt die Prämie 
durch Bescheid festsetzt. Der Bescheid soll die Höhe 
der Prämie, die Berechnungsgrundlage und eine 
Rechtsmittelbelehrung enthalten. Der Bescheid 
kann angefochten werden; die Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung über das Berufungsver¬ 
fahren finden dabei entsprechende Anwendung. 

(5) Zuständiges Finanzamt ist: 

1. bei Personen, die nicht zur Einkommen¬ 
steuer veranlagt werden: das Finanzamt, 
in dessen Bezirk diese Personen am 10. Ok¬ 
tober des Jahres, in dem die prämien¬ 
begünstigten Aufwendungen gemacht wor¬ 
den sind, ihren Wohnsitz oder — in Er¬ 
mangelung eines inländischen Wohnsitzes 
— ihren gewöhnlichen Aufenthalt gehabt 
haben; 

2. bei Personen, die zur Einkommensteuer 
. veranlagt werden: das für die Einkommen¬ 
besteuerung zuständige Finanzamt. 

§ 5 

Verwendung und Rückzahlung der Prämie 

(1) Die Prämie wird durch das Finanzamt zu 
Gunsten des Prämienberechtigten an das Unter- 
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nehmen oder Institut überwiesen, das die Prämien 
nach § 4 an gefordert hat; sie ist zusammen mit den 
Prämienbcgünsi:leiten Aufwendungen zu dem. ver¬ 
tragsmäßigen Zweck zu verwenden. 

(2) Werden bei den in § 2 Abs. 1 Ziff. 1, 3 und 4 
beze i d i note n V e 111 ä g en d i e prä m ienbegünstigten 
A u f w e n d u n g e n n i ch t zu dem vertragsmäßigen 
Zweck verwendet, so hat das Unternehmen oder 
Institut d e tn 1 7 i n a 11 z a m t 111 i v e r /, t i g 1 i di Mitteilung zu 
machen. 3n diesem Fall ist die Prämie an das 
Fi nci nza n 11 zunk k z11 •/. a h I en. Vor Rückza hlung der 
. Pj ä tn i e d ü r f c n j) rä m i c' n beg ü n sti gto A ufwendungen 
durch das Unternehmen oder Institut nicht aus¬ 
gezahlt werden Auf die Festsetzung und Bei¬ 
treibung der zu rückzuzahlenden Prämien finden 
die Vorschüben den Roichsabgabenordnung und 
ihrer Nebeng«>set/r> c>nI spreehende Anwendung. 

(3) über Prämien, die für Aufwendungen nach 
§ 2 Abs. 1 7.i f f. 2 gewährt werden, kann der 
Prämienberedil.iglo verfügen, wenn das Geschäfts- 
guthaben beim Ausscheiden des Ihämicn berech¬ 
tigten aus der Genossenschaft ausgezahlt wird. 

§ 6 

Steuerliche Behandlung der Prämie 

Die Prämien gehören nicht zu den Einkünften im 
Sinn des Einkommensteuergesetzes. Sie mindern 
nicht die Sonderausgaben im Sinn des Einkommen¬ 
steuergesetzes. 

§ 7 

Aufbringung der Mittel 

Die für die Auszahlung der Prämien erforder¬ 
lichen Beträge werden vorweg den Mitteln ent¬ 
nommen, die der Bund gemäß § 14 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes vorn 24. April 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 83) zur Verfügung stellt. 

§ 8 

Wahlrecht 

(i) Die Prämienberechtigten können wählen, ob 
sie Aufwendungen der in § 2 bezeichneten Art als 


Sonderausgaben nach den Vorschriften des Ein¬ 
kommensteuergesetzes geltend machen oder eine 
Prämie beanspruchen wollen (Wahlrecht). 

(2) Das Wahlrecht kann für alle Aufwendungen 
eines Kalenderjahres nur einheitlich aus geübt wer¬ 
den; eine Änderung der getroffenen Wahl ist nicht 
zulässig. 

§ 9 

Schlußvorschriiten 

(1) Prämien werden vom 1. April 1953 an für die 
prä mienbegünstigten Aufwendungen gewährt, die 
nach dem 31. Dezember 1951 gemacht werden. 

(2) Im Kalenderjahr 1952 findet beim Steuerabzug 
vom Arbeitslohn § 8 erst auf die nach dem 31. März 
1952 geltend gemachten Sonderausgaben Anwen¬ 
dung. 

(3) Für Aufwendungen der im § 2 bezeichneten 
Art, die beim Steuerabzug vom Arbeitslohn vor 
dem 1. April 1952 als Sonderausgaben geltend 
gemacht werden, kann nach Ablauf des Kalender¬ 
jahres 1952 eine Prämie gewährt werden. In diesem 
Fall ist die durch die Berücksichtigung als Sonder¬ 
ausgaben eingetretene Ermäßigung der Lohnsteuer 
auf die Prämie anzurechnen. 

§ 10 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt auch in Berlin, sobald das 
Land Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner Ver¬ 
fassung die Anwendung in Berlin beschlossen hat. 

§ 11 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 17. März 1952. 

Der B u n d e s p r ä s i d e n t 
Theodor Heuss 


Der Bundeskanzler 
Adenauer 

Der Bundes minister der Finanzen 

Schaffer 


Für den Bundesminister für Wohnungsbau 
Der Bundesminister für Arbeit 

Anton Storch 
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Gesetz zur Änderung des Gesetzes 

über die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz). 

Vom 19, März 1952. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer des 
Krieges (Bundes Versorgungsgesetz) vom 20. De¬ 
zember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 791) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 33 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ausgleichsrente ist nur insoweit zu gewäh¬ 
ren, als sie zusammen mit dem sonstigen Ein¬ 
kommen folgende Monatsbeträge nicht übersteigt: 

bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 50 vom Hundert 85 Deutsche Mark, 

um 60 vom Hundert 35 Deutsche Mark, 

um 70 vom Hundert 95 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 105 Deutsche Mark, 

um 90 vom Hundert 120 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 135 Deutsche Mark." 

2. In § 41 Abs. 4 wird die Zahl „80" durch die Zahl 
„85" ersetzt. 

3. In § 51 Abs. 2 wird die Zahl „100" durch die 
Zahl „12Q" und die Zahl „70" durch die Zahl 
„85" ersetzt. 

Artikel II 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1952 in Kraft, 


(2) Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, so¬ 
bald es gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner Verfassung 
die Anwendung dieses Gesetzes beschlossen hat. 

(3) Soweit der Anspruch auf Ausgleichsrente oder 
Elternrente nach dem Bundesversorgungsgeselz an¬ 
erkannt ist, erfolgt die Neufeststcllung von Amts 
wegen. War der Anspruch auf Ausgleichsrente oder 
Elternrente wegen der Höhe des sonstigen Ein¬ 
kommens abgelehnt, so erfolgt die Neufeststellung 
nur auf Antrag. Wird der Antrag bis zum 30. Juni 
1952 gestellt, so beginnt die Ausgleichs- oder 
Elternrente mit dem 1. April 1952, frühestens aber 
mit dem Monat, in dem ihre Voraussetzungen er¬ 
füllt sind. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 19. März 1952. 

Der Bundespräsident 
Theodor Heuss 

Der Bundeskanzler 
Adenauer 

Der Bundesminister für Arbeit 

Anton Storch 


Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. 

Gemäß § 31 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bun¬ 
desgesetzbl. I S. 243) wird nachstehend die Ent¬ 
scheidungsformel des Urteils des Bundesverfassungs¬ 
gerichts — ErsLer Senat — vom 20. Februar 1952 
betreffend 

das Gesetz über den Finanzausgleich unter den 
Ländern im Rechnungsjahr 1950 vom 16. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 198) 
und 

die Erste Verordnung zur Durchführung des Ge¬ 
setzes über den Finanzausgleich unter den Ländern 
im Rechnungsjahr 1950 vom 26. Juni 1951 (Bun¬ 
desgesetzbl. I S. 408) 

veröffentlicht: 


Das Gesetz über den Finanzausgleich im Rech¬ 
nungsjahr 1950 vom 16. März 1951 {Bundesgesetzbl. 
I S. 198) und die Erste Verordnung zur Durch¬ 
führung dieses Gesetzes vom 26. Juni 1951 (Bun¬ 
desgesetzbl. I S. 408) sind mit dem Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutschland vereinbar. 

Die vorstehende Entscheidung hat gemäß § 31 
Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundesverfas¬ 
sungsgericht Gesetzeskraft. 

Bonn, den 10. März 1952. 


Der Bundes minister der Justiz 

Dehler 
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Vierte*) Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen. 

Vom 7. März 1952. 


Auf Grund des § 9 Abs. 2 in Verbindung mit den 
§§ 53, 55 und 62 des Gesetzes zur Regelung der 
RechtsverhdUnis.se dei unter Artikel 131 des Grund¬ 
gesetzes fallenden Personen vorn 11. Mai 1951 


(Bund esge.se t/.hl. ] S. 307) 
Bundesrates vciordnet: 


wird mit Zustimmung des 


§ 1 

Das förmliche Dienststrafverfahren mit dem Ziele 
der Aberkennung der Rechte aus dem Gesetz gegen 
Personen, auf die Kapitel 1 oder § G2 des Gesetzes 
Anwendung findet (mit Ausnahme der im § 52 ge¬ 
nannten Personen), richtet sich nach den Vorschriften 
der Reichsdienstslrafordnung in der für Bundes¬ 
beamte geltenden Passung mit den dazu ergangenen 
DurchführungsbeStimmungen und dem § 4 des Ge¬ 
setzes über die Errichtung von Bundesdienststraf“ 
gerichten vom 12, November 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 883) sowie nach den Vorschriften dieser Ver¬ 
ordnung. 


§ 2 

Der Bundesnünisler des Innern ist Einleitungs¬ 
behörde (§ 29 der Rclchsdiensstrafordnung) und 
oberste Dienstbehörde im Sinne des § 75 der Reichs- 
dienststrafordnung. Er kann diese Befugnisse auf 
andere Behörden übertragen, aul Landesbehörden 
insoweit, als dies durch ein Verwaltungsabkommen 
zugelassen ist. 


§ 3 

Für die Höhe der Einbehaltung von Übergangs¬ 
gehalt gilt § 79 Abs. 3 der Reichsdienststrafordnung 
entsprechend. 

§ 4 

Zuständig ist die Bundesdienststrafkammer, in 
deren Bezirk der Beschuldigte bei Einleitung des 
förmlichen Dienststrafverfahrens seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt hat. § 37 der Reichs- 
dienststrafordnung findet mit der Maßgabe Anwen¬ 
dung, daß einer der Beisitzer Beamter zur Wieder¬ 
verwendung sein soll. 


§ 5 

Die Entscheidung des Bimdesdienslstrafgerichts 
kann im Falle der Verurteilung nur auf Aberken¬ 
nung der Rechte aus dem Gesetz lauten (§ 9 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes). Sie tritt an die Stelle einer 
Verurteilung zur Entfernung aus dem Dienst oder 
zur Aberkennung des Ruhegehalts nach den Vor- 

*) Die Dulle Durchführungsverordnung' wird später verkündet. 


Schriften der Reichsdienststrafordnung. Bei der An¬ 
wendung des § 64 der Reichsdienststrafordnung gilt 
das Übergangsgehalt als Ruhegehalt. 

§ 6 

Die Gerichte und Verwaltungsbehörden des Bun¬ 
des, der Länder und Gemeinden sowie die Körper¬ 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts teilen dem Bundesminister des Innern unter 
Übersendung etwaiger Unterlagen, Strafurteile oder 
Dienststrafurteile unverzüglich nach ihrem Bekannt¬ 
werden die Tatsachen mit, welche für die im § 1 
genannten Personen die Aberkennung ihrer Rechte 
aus dem Gesetz rechtfertigen könnten. Diese Mit¬ 
teilung erfolgt unbeschadet anderer gesetzlicher 
Vorschriften über Mitteilungen in Strafsachen auch 
dann, wenn ein Strafverfahren nicht eingeleitet oder 
I durchgeführt wird. 

Bonn, den 7. März 1952, 

Der Bundesminister des Innern 

In Vertretung 
Bleek 


Verordnung über die Verlängerung 
der Zuckerungsfrist bei Wein 
des Jahrgangs 1951. 

Vom 19. März 1952. 

Auf Grund des § 3 Abs. 2 letzter Satz des Wein¬ 
gesetzes vom 25. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 356) 
in der Fassung des Gesetzes vom 15. Juli 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 450) wird mit Zustimmung des 
Bundesrates verordnet: 

§ 1 

Für die Weine des Jahrgangs 1951 wird die 
Zuckerungsfrist des § 3 Abs. 2 des Weingesetzes 
bis zum 31. März 1952 verlängert. 


§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Fe¬ 
bruar 1952 in Kraft. 

Bonn, den 19. März 1952. 


Der Bundes minister des Innern 

Dr. Lehr 


Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Niklas 



Nr. 10 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 21. März 1952 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 23) wird auf die folgenden im Bundesanzeiger verkündeten Rechtsverordnungen nach¬ 
richtlich hingewiesen: 


Tag des Verkündet im 

Rechtsverordnungen Inkraft- Bundesanzeiger 

tretens Nr. vom 


Verordnung PK Nr. 13/52 über Preise für Düngekalk in den 
Lä n d o r n R remon, 1 1 < i inb 11 rg , N i e d e rsa ei ts en, Nord rhein-Wes tf ale n, 
Rhein! and-Pfalz und Schleswig-Holstein. Vorn 3. März 1952. 


7. 3. 52 


6, 3. 52 


Dritte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über Preise 
für Getreide inländischer Erzeugung für das Getreide Wirtschafts¬ 
jahr 1951/52 und über besondere Maßnahmen in der Ge treide¬ 
lnd EuUermüteJwir!schalt. Vom 5. März 1952. 


13.3.52 


12. 3.52 


Verordnung über die Festsetzung von Kaffeesteuersätzcn. Vom 
20. Februar 1952. 


13.3. 52 


12. 3.52 


Amtliche Fassung der 

Lohnsteuer-Richtlinien 1952 (LStR1952) 

DIN A4, 36 Seiten 

Preis 0,60 DM zuzüglich 0,10 DM Porto je Stück 
Zu beziehen vom 

VERLAG DES BUNDESANZEIGERS, KDLN/RH.l 

Postfach 


Der Einfachheit halber empfiehlt es sich, den Betrag auf Postscheckkonto Köln 83 400 unter Angabe der Bestellung auf dem 
Postabsdmilt ein zu zahlen. 
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Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1952, Teil I 


Kartellgesets 

Soeben erschienen: .... .... ..■\3f.. ■■ 


Entwurf eines Gesetzes gegen 




DIN A 4, 52 Seiten, Preis 1.50 DM (zuzüglich 0.25 DM Porto und Verpackung). 

Der Ein fo di heit halber empfiehlt es' sich, den Betrag auf Postscheckkonto Köln 83 400 untei Angabe der 
Bestellung auf dem Postsdieckabschnitt einzuzahlen. 


VERLAG DES BUNDES ANZEIGERS, KÖLN/RI1. 1, Postfach 


Die redaktionellen Arbeiten am 

alphabetischen Gesamtsachverzeichnis des Bundesgesetzblattes 

für die bisher erschienenen Jahrgänge 1949 bis 1951 r verbunden mit einer nach Sachgebieten 
gegliederten systematischen Übersicht aller seit 1949 im Bundesgesetzblatt bzw. im Bundes- 
cinzeiger verkündeten Gesetze und Verordnungen, 

sind fast abgeschlossen, so daß mit seinem Erscheinen Ende April gerechnet werden kann- 

Särntliche bisher vorliegenden Bestellungen werden sofort bei Erscheinen ausgeführt; eine 
nochmalige Bestellung ist nicht erforderlich. 

Umfang ca. 48 Seiten, DIN A 4, kartoniert. 

Der Preis beträgt DM1.30 zuzügl. DM0.20 Porto und Verpackung. 

Der Einfachheit halber empfiehlt es sich, den Betrag auf Postsdreckkonto Köln 83 400 unter Angabe der 
Bestellung auf dom Postsdieckabschnitt einzuzahlen. 

Weitere Bestellungen bitten wir an den 

VERLAG DES BUNDESANZEIGERS, KÖLN/RH. 1, Postfach 

zu richten. 
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